
 

 

Allgemeine Verkaufsbedingungen für unsere Lieferungen und Leistungen 

 

 der Graepel Löningen GmbH & Co. KG 
 der Graepel Seehausen GmbH & Co. KG 
 der Graepel Süd GmbH 
 der Graepel Kft. 

 

 

§ 1  

Geltungsbereich 

 

Diese Verkaufsbedingungen gelten gegenüber Unternehmern, jurisƟschen Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentlich-rechtlichen Sondervermögen, nicht jedoch gegenüber Verbrauchern. 

 

Unsere Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich; ergänzende, entgegenstehende oder von unseren 
Verkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Bestellers erkennen wir nicht an, es sei denn, 
wir haben ausdrücklich schriŌlich ihrer Geltung zugesƟmmt. Unsere Verkaufsbedingungen gelten 
auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegenstehender oder von unseren Verkaufsbedingungen 
abweichender Bedingungen des Bestellers die Lieferung an den Besteller vorbehaltlos ausführen. 

 

Unsere Verkaufsbedingungen gelten auch für alle künŌigen GeschäŌe mit dem Besteller, auch wenn 
sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden. 

 

§ 2  

Allgemeine BesƟmmungen 

 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und enthalten eine Annahmefrist.  
 

(2) In einer Auftragsbestätigung können die Konditionen für die Bestellung zusammengefasst und 
dem Kunden in Textform zur Verfügung gestellt werden 
 

(3) Mündliche Vereinbarungen sind unverzüglich im Einzelnen schriftlich zu bestätigen. 
 

(4) Rechtserhebliche Erklärungen oder Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Besteller uns 
gegenüber abzugeben sind (z. B. Fristsetzungen, Mängelanzeigen) bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Textform. 

 

 



 

 

(5) Die in Prospekten und Katalogen enthaltenen Angaben und Abbildungen sind branchenübliche 
Näherungswerte, es sei denn, dass sie von uns ausdrücklich als verbindlich bezeichnet wurden. 

 

 

§ 3  

Langfrist- und Abrufverträge, Preisanpassung  
 

 

(1) Unbefristete Verträge sind mit einer Frist von 2 Monaten zum Quartalsende kündbar. 
 

(2) Tritt bei Langfristverträgen (Verträge mit einer Laufzeit von mehr als 4 Monaten und/oder 
unbefristete Verträge) eine wesentliche Änderung der Herstellkosten ein, so ist jeder 
Vertragspartner berechtigt, eine Anpassung des Preises zu verlangen.  
 

(3) Ist eine verbindliche Bestellmenge nicht vereinbart, so legen wir unserer Kalkulation die vom 
Besteller für einen bestimmten Zeitraum erwartete, unverbindliche Bestellmenge (Zielmenge) 
zugrunde. Nimmt der Besteller weniger als die Zielmenge ab, werden neue Preisverhandlungen 
erforderlich.  

 

(4) Bei Lieferverträgen auf Abruf sind uns, wenn nichts anderes vereinbart ist, verbindliche Mengen 
mindestens 2 Monate vor dem Liefertermin durch Abruf mitzuteilen. 
Mehrkosten, die durch einen verspäteten Abruf oder nachträgliche Änderungen des Abrufes 
hinsichtlich Zeit oder Menge durch den Besteller verursacht sind, gehen zu seinen Lasten; dabei 
ist unsere KalkulaƟon maßgebend. 

 

§ 4  

Vertraulichkeit 

 

(1) Jeder Vertragspartner wird alle Unterlagen (dazu zählen auch Muster, Modelle und Daten) und 
Kenntnisse, die er aus der Geschäftsverbindung erhält, nur für die gemeinsam verfolgten Zwecke 
verwenden und mit der gleichen Sorgfalt wie entsprechende eigene Unterlagen und Kenntnisse 
gegenüber Dritten geheim halten, wenn der andere Vertragspartner sie als vertraulich bezeichnet 
oder an ihrer Geheimhaltung ein offenkundiges Interesse hat. Diese Verpflichtung beginnt ab 
erstmaligem Erhalt der Unterlagen oder Kenntnisse und endet 36 Monate nach Ende der 
Geschäftsverbindung. 

 

(2) Die Verpflichtung gilt nicht für Unterlagen und Kenntnisse, die allgemein bekannt sind oder die bei 
Erhalt dem Vertragspartner bereits bekannt waren, ohne dass er zur Geheimhaltung verpflichtet 
war, oder die danach von einem zur Weitergabe berechtigten Dritten übermittelt werden oder die 
von dem empfangenen Vertragspartner ohne Verwertung geheim zuhaltender Unterlagen oder 
Kenntnisse des anderen Vertragspartners entwickelt werden. 

 



 

 
§ 5  

Zeichnungen und Beschreibungen 

 

Stellt ein Vertragspartner dem anderen Zeichnungen oder technische Unterlagen über die zu 
liefernde Ware oder ihre Herstellung zur Verfügung, bleiben diese Eigentum des vorlegenden 
Vertragspartners. 

 

§ 6  

Zahlungsbedingungen 

 

(1) Von unserem Angebot abweichende Zahlungsbedingungen sind individuell zu vereinbaren. Sofern 
abweichend von unseren Grundsätzen ein Zahlungsziel mit Skonto individuell vereinbart ist, kann 
der Besteller diesen Abzug nur beanspruchen, wenn er sich mit der Begleichung von Forderungen 
nicht im Verzug befindet. Maßgebend für das Datum der Zahlung ist das Valutadatum der 
Gutschrift auf eines unserer Bankkonten. Schecks gelten erst nach Einlösung als Zahlung.  
 

(2) Haben wir unstreitig teilweise fehlerhafte Ware geliefert, ist der Besteller dennoch verpflichtet, 
die Zahlung für den fehlerfreien Anteil zu leisten, es sei denn, dass die Teillieferung für ihn kein 
Interesse hat. Im Übrigen kann der Besteller nur mit rechtskräftig festgestellten oder 
unbestrittenen Gegenansprüchen aufrechnen. 

 

(3) Bei Zahlungsverzug sind wir gemäß § 288 BGB berechtigt, Verzugszinsen mindestens in Höhe von 
9 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz sowie die gesetzliche Pauschale in Rechnung 
zu stellen. Die Geltendmachung höherer Zinsen und weiterer Schäden bleibt unberührt. 

 

(4) Wechsel und Schecks werden nur nach Vereinbarung sowie nur erfüllungshalber unter der 
Voraussetzung der Diskontierbarkeit angenommen. Diskontspesen werden vom Tage der Fälligkeit 
des Rechnungsbetrages an berechnet. Eine Gewähr für rechtzeitige Vorlage des Wechsels und 
Schecks und für Erhebung von Wechselprotest wird ausgeschlossen. 
 

 

§ 7  

Lieferung 

 

(1) Von uns in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen gelten stets nur annähernd, es 
sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder vereinbart ist. 

 

(2) Sofern nichts anderes vereinbart ist, liefern wir „ab Werk“. Maßgebend für die Einhaltung des 
Liefertermins oder der Lieferfrist ist die Meldung der Versand- bzw. Abholbereitschaft durch uns. 
 



 

 
 

(3) Die Lieferfrist beginnt mit der Absendung unserer Auftragsbestätigung und verlängert sich 
angemessen, wenn die Voraussetzungen von § 14 vorliegen. 

 

(4) Teillieferungen sind in zumutbarem Umfang zulässig. Zumutbar ist eine Teillieferung, wenn 
 

- sie für den Besteller im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar ist; 
- die Lieferung der restlichen Ware sichergestellt ist und 
- dem Besteller hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche Kosten entstehen (es 

sei denn, wir erklären uns zur Übernahme dieser Kosten bereit). 
 

Teillieferungen werden gesondert in Rechnung gestellt. 

 

 

§ 8  

Versand und Gefahrübergang 

 

(1) Versandbereit gemeldete Ware ist vom Besteller unverzüglich zu übernehmen. Andernfalls sind 
wir berechtigt, sie nach eigener Wahl zu versenden oder auf Kosten und Gefahr des Bestellers zu 
lagern. Für die Lagerung hat uns der Besteller für jeden angefangenen Monat Lagergeld in Höhe 
von 0,5 %, höchstens jedoch insgesamt 5 % des Preises der Lieferungen zu bezahlen. Der Nachweis 
höherer oder niedriger Kosten bleibt den Vertragspartnern unbenommen. 

 

(2) Mangels besonderer Vereinbarung wählen wir das Transportmittel und den Transportweg. 
 

(3) Mit der Übergabe an die Bahn, den Spediteur oder den Frachtführer bzw. mit Beginn der Lagerung, 
spätestens jedoch mit Verlassen des Werkes oder Lagers, geht die Gefahr auf den Besteller über, 
und zwar auch, wenn wir die Anlieferung übernommen haben. 

 

(4) Verzögert sich der Versand oder die Übergabe infolge eines Umstandes, dessen Ursache beim 
Besteller liegt, geht die Gefahr von dem Tag auf den Besteller über, an dem der Liefergegenstand 
versandbereit ist und wir dies dem Besteller angezeigt haben. 

 

 

§ 9  

Lieferverzug 

 

(1) Können wir absehen, dass die Ware nicht innerhalb der Lieferfrist geliefert werden kann, so 
werden wir den Besteller unverzüglich davon in Kenntnis setzen, ihm die Gründe hierfür mitteilen 
sowie nach Möglichkeit den voraussichtlichen Lieferzeitpunkt nennen. 



 

 

(2) Verzögert sich die Lieferung durch einen in § 14 aufgeführten Umstand oder durch ein Handeln 
oder Unterlassen des Bestellers, so wird eine den Umständen angemessene Verlängerung der 
Lieferfrist gewährt. 

 

(3) Die Einhaltung von Fristen für Lieferungen setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom 
Besteller zu liefernden Unterlagen, erforderlichen Genehmigungen und Freigaben sowie die 
Einhaltung der vereinbarten Zahlungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen durch den 
Besteller voraus. Werden diese Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so verlängern sich die 
Fristen angemessen; dies gilt nicht, wenn wir die Verzögerung zu vertreten haben. 

 

(4) Der Besteller ist zum Rücktritt vom Vertrag nur berechtigt, wenn wir die Nichteinhaltung des 
Liefertermins zu vertreten haben und er uns erfolglos eine angemessene Nachfrist gesetzt hat. Der 
Besteller ist verpflichtet, auf unser Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist zu erklären, ob 
er wegen der Verzögerung der Lieferung vom Vertrag zurücktritt oder auf Lieferung besteht. 

 

(5) Der Eintritt unseres Lieferverzuges bestimmt sich nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall 
ist aber eine Mahnung durch den Besteller erforderlich. 

 

(6) Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen Verzögerung der Lieferung und 
Schadensersatzansprüche statt der Leistung sind nach Maßgabe des § 13 beschränkt. 

 

 

§ 10  

Eigentumsvorbehalt 

 

(1) Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur Erfüllung aller Forderungen aus der 
Geschäftsverbindung mit dem Besteller vor. 

 

(2) Der Besteller ist berechtigt, diese Waren im ordentlichen Geschäftsgang zu veräußern, solange er 
seinen Verpflichtungen aus der Geschäftsverbindung mit uns rechtzeitig nachkommt. Er darf 
jedoch die Vorbehaltsware weder verpfänden noch zur Sicherheit übereignen. Er ist verpflichtet, 
unsere Rechte beim kreditierten Weiterverkauf der Vorbehaltsware zu sichern. 

 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen 
Kaufpreises, sind wir berechtigt, nach den gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten 
oder/und die Ware auf Grund des Eigentumsvorbehalts herauszuverlangen. Das 
Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich die Erklärung des Rücktritts; wir sind vielmehr 
berechtigt, lediglich die Ware herauszuverlangen und uns den Rücktritt vorzubehalten. Zahlt der 
Besteller den fälligen Preis nicht, dürfen wir diese Rechte nur geltend machen, wenn wir dem 
Besteller zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine derartige 
Fristsetzung nach den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist. Ferner sind wir zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt, wenn Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 
Bestellers gestellt wird. 



 

 
 

(4) Alle Forderungen und Rechte aus dem Verkauf oder einer gegebenenfalls dem Besteller 
gestatteten Vermietung von Waren, an denen uns Eigentumsrechte zustehen, tritt der Besteller 
schon jetzt zur Sicherung an uns ab. Wir nehmen die Abtretung hiermit an. Zur Einziehung dieser 
Forderungen bleibt der Besteller auch nach der Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die 
Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Wir verpflichten uns jedoch, die 
Forderung nicht einzuziehen, solange der Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen aus den 
vereinnahmten Erlösen nachkommt, er nicht in Zahlungsverzug gerät und insbesondere kein 
Antrag auf Eröffnung eines Vergleichs- oder Insolvenzverfahrens gestellt ist oder 
Zahlungseinstellung vorliegt. Ist aber dies der Fall, so können wir verlangen, dass der Besteller uns 
die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die 
Abtretung mitteilt. 
Diese Regelung gilt nicht in den NIEDERLANDEN und ist bei Geschäften in diesem Land separat zu 
vereinbaren. 

 

(5) Eine etwaige Be- oder Verarbeitung der Vorbehaltsware nimmt der Besteller stets für uns vor. Wird 
die Vorbehaltsware mit anderen, nicht uns gehörenden Gegenständen verarbeitet oder 
untrennbar vermischt, so erwerben wir das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des 
Rechnungswertes der Vorbehaltsware zu den anderen verarbeiteten oder vermischten 
Gegenständen zum Zeitpunkt der Verarbeitung oder Vermischung. Werden unsere Waren mit 
anderen beweglichen Gegenständen zu einer einheitlichen Sache verbunden oder untrennbar 
vermischt und ist die andere Sache als Hauptsache anzusehen, so überträgt der Besteller uns 
anteilmäßig Miteigentum, soweit die Hauptsache ihm gehört. Der Besteller verwahrt das Eigentum 
oder Miteigentum für uns. Für die durch Verarbeitung oder Verbindung bzw. Vermischung 
entstehende Sache gilt im Übrigen das Gleiche wie für die Vorbehaltsware. 

 

(6) Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in die Vorbehaltsware, in die uns abgetretenen 
Forderungen oder in sonstige Sicherheiten hat der Besteller uns unverzüglich unter Übergabe der 
für eine Intervention notwendigen Unterlagen zu unterrichten. Dies gilt auch für 
Beeinträchtigungen sonstiger Art. 

 

(7) Übersteigt der Wert der bestehenden Sicherheiten die gesicherten Forderungen insgesamt um 
mehr als 20 %, so sind wir auf Verlangen des Bestellers insoweit zur Freigabe von Sicherheiten nach 
unserer Wahl verpflichtet. 

 
 

§ 11  

Sachmängel 

 

(1) Die Beschaffenheit der Ware richtet sich ausschließlich nach den vereinbarten technischen 
Liefervorschriften. Garantien im Rechtssinne werden von uns nicht übernommen. Falls wir nach 
Zeichnungen, Spezifikationen, Mustern usw. unseres Bestellers zu liefern haben, übernimmt dieser 
das Risiko der Eignung für den vorgesehenen Verwendungszweck. Entscheidend für den 
vertragsgemäßen Zustand der Ware ist der Zeitpunkt des Gefahrüberganges gemäß § 8. 



 

 
 

(2) Für Sachmängel, die durch ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, fehlerhafte Montage 
bzw. Inbetriebsetzung durch den Besteller oder Dritte, übliche Abnutzung, fehlerhafte oder 
nachlässige Behandlung entstehen, stehen wir ebenso wenig ein wie für die Folgen 
unsachgemäßer und ohne unsere Einwilligung vorgenommener Änderungen oder 
Instandsetzungsarbeiten des Bestellers oder Dritter. Gleiches gilt für Mängel, die den Wert oder 
die Tauglichkeit der Ware nur unerheblich mindern. 
 

(3) Gewährleistungsansprüche wegen Sachmängeln, die sich innerhalb von 12 Monaten nach 
Übergabe zeigen, verjähren in 12 Monaten. Dies gilt nicht, soweit das Gesetz längere Fristen 
zwingend vorschreibt, insbesondere bei einem Bauwerk und bei einer Ware, die entsprechend 
ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet wurde und dessen Mangelhaftigkeit 
verursacht hat. Auch in den in § 13 Buchstaben b), c) und g) genannten Fällen gilt Satz 1 nicht. Die 
gesetzlichen Regelungen über Ablaufhemmung, Hemmung und Neubeginn der Fristen bleiben 
unberührt. 
 

(4) Die Mängelansprüche des Bestellers oder sonstige Ansprüche des Bestellers, die auf einem Mangel 
beruhen, setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten (§§ 
377, 381 HGB) nachgekommen ist. Der Besteller hat die Ware unverzüglich nach Ablieferung an 
ihn bzw. den von ihm benannten Empfänger zu untersuchen, soweit dies nach ordnungsgemäßem 
Geschäftsgang tunlich ist. Hierbei gilt: 
 

 
a. Sichtbare Transportschäden sind der Transportperson bei Empfang der Ware anzuzeigen.  

 
b. Nach einem Einbau der Ware in eine andere Sache oder einer Anbringung der Ware an 

eine andere Sache oder nach einer Be- oder Verarbeitung der Ware ist der Besteller nur 
noch zur Geltendmachung von Rechten wegen solcher Mängel berechtigt, die bei einer 
Untersuchung nicht hätten erkannt werden können. Solche Mängel (verdeckte Mängel) 
sind innerhalb von 7 Werktagen nach Entdeckung schriftlich zu rügen, längstens aber bis 
zum Ablauf der Gewährleistungsfrist.  

 
c. Wurde eine Abnahme der Ware oder eine Erstmusterprüfung vereinbart, ist die Rüge von 

Mängeln ausgeschlossen, die der Besteller bei sorgfältiger Abnahme oder 
Erstmusterprüfung hätte feststellen können. 

 
d. Zur Fristwahrung genügt jeweils die rechtzeitige Absendung der Anzeige. Aus der Rüge 

müssen Art und Umfang des behaupteten Mangels erkennbar sein. Der Besteller ist 
verpflichtet, die beanstandete Ware zur Besichtigung ordnungsgemäß gelagert bereit zu 
halten oder auf unser Verlangen unverzüglich an uns zurückzusenden; wir übernehmen 
die Transportkosten, wenn die Mängelrüge berechtigt ist. 

 
e. Nicht form- und fristgerecht gerügte Ware gilt als genehmigt und abgenommen.  
 
f. Die Aufnahme von Verhandlungen/Untersuchungen über die vom Besteller gerügten 

Mängel stellt lediglich den Versuch einer gütlichen Einigung dar. Hierin ist kein 
stillschweigender Verzicht auf den Einwand der verspäteten Mängelrüge zu sehen.  
 
 
 



 

 
 

 

(5) Bei berechtigter, fristgemäßer Mängelrüge bessern wir nach unserer Wahl die beanstandete Ware 
nach oder liefern einwandfreien Ersatz.  
 

(6) Hierzu ist uns mindestens zweimal Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu 
gewähren.   
 

(7) Schlägt die Nachbesserung endgültig fehl, kann der Besteller – unbeschadet etwaiger 
Schadensersatzansprüche nach § 13 – vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 

 
(8) Ansprüche des Bestellers nach § 439 Abs. 2 BGB wegen der zum Zweck der Nacherfüllung 

erforderlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind 
ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der Lieferung 
nachträglich an einen anderen Ort verbracht worden ist, es sei denn, dies entspricht dem 
bestimmungsgemäßen Gebrauch der Ware.  
 

(9) Sofern wir nach § 439 Abs. 3 BGB Aus- oder Einbaukosten von Gesetzes wegen zu übernehmen 
haben, gilt folgendes:  Bei Sachmängeln, die keine Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der 
Ware zur Folge haben, ist von einer Unverhältnismäßigkeit der Kosten im Sinne von      § 439 Abs. 
4 BGB jedenfalls dann auszugehen, wenn die Kosten den Netto-Verkaufspreis der betroffenen 
Ware übersteigen. Etwaige weitergehende Rechte von uns auf Verweigerung der Nacherfüllung 
gemäß den gesetzlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

 

(10) Gesetzliche Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen uns bestehen nur, wenn uns an dem 
Vorliegen des Mangels ein Verschulden trifft und nur insoweit, als der Besteller mit seinem 
Abnehmer keine Vereinbarungen getroffen hat, die über die gesetzlichen Mängelansprüche 
hinausgehen. Für den Umfang der Rückgriffsansprüche gilt ferner Absatz (8) entsprechend.  

 

(11) Für Schadensersatzansprüche gilt im Übrigen § 13 (Haftung). Weitergehende oder andere als die 
in diesem § 13 geregelten Ansprüche des Bestellers gegen uns und unsere Erfüllungsgehilfen 
wegen eines Sachmangels sind ausgeschlossen. 

 

(12) Bei Mängelansprüchen dürfen Zahlungen des Bestellers in einem Umfang zurückgehalten werden, 
die in einem angemessenen Verhältnis zu den aufgetretenen Sachmängeln stehen. Der Besteller 
kann Zahlungen nur zurückbehalten, wenn eine Mängelrüge geltend gemacht wird, die von uns 
rechtmäßig anerkannt oder gerichtlich festgestellt wurden. Erfolgte die Mängelrüge zu Unrecht, 
sind wir berechtigt, die uns entstandenen Aufwendungen vom Besteller ersetzt zu verlangen. 

 
 

§ 12  

Gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte, Rechtsmängel 

 

(1) Sofern nicht anders vereinbart, sind wir verpflichtet, die Lieferung lediglich im Land des Lieferorts 
frei von gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten Dritter (im Folgenden: Schutzrechte) zu 
erbringen. Sofern ein Dritter wegen der Verletzung von Schutzrechten durch von uns erbrachte,  



 

 
 
vertragsgemäß genutzte Lieferungen gegen den Besteller berechtigte Ansprüche erhebt, haften 
wir gegenüber dem Besteller innerhalb der in § 13 Abs. 3 bestimmten Frist wie folgt: 
 

a. Wir werden nach unserer Wahl und auf unsere Kosten für die betreffenden Lieferungen 
entweder ein Nutzungsrecht erwirken, sie so ändern, dass das Schutzrecht nicht verletzt wird, 
oder austauschen. Ist uns dies zu angemessenen Bedingungen nicht möglich, stehen dem 
Besteller die gesetzlichen Rücktritts- oder Minderungsrechte zu. 
 

b. Unsere Pflicht zur Leistung von Schadensersatz richtet sich nach § 13. 
 

c. Die vorstehend genannten Verpflichtungen bestehen nur, soweit der Besteller uns über die vom 
Dritten geltend gemachten Ansprüche unverzüglich schriftlich verständigt, eine Verletzung nicht 
anerkennt und uns alle Abwehrmaßnahmen und Vergleichsverhandlungen vorbehalten bleiben. 
Stellt der Besteller die Nutzung der Lieferung aus Schadensminderungs- oder sonstigen 
wichtigen Gründen ein, ist er verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit der 
Nutzungseinstellung kein Anerkenntnis der Schutzrechtsverletzung verbunden ist. 

 

(2) Ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, soweit er die Schutzrechtsverletzung zu vertreten 
hat. 

 

(3) Ansprüche des Bestellers sind ferner ausgeschlossen, soweit die Schutzrechtsverletzung durch 
spezielle Vorgaben des Bestellers, durch eine von uns nicht voraussehbare Anwendung oder 
dadurch verursacht wird, dass die Lieferung vom Besteller verändert oder zusammen mit nicht von 
uns gelieferten Produkten eingesetzt wird. 

 

(4) Im Falle von Schutzrechtsverletzungen gelten für die in Abs. 1 a) geregelten Ansprüche des 
Bestellers im Übrigen § 11 Abs.7 und 11 

 

(5) Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel gelten die Bestimmungen des § 11 (Sachmängel) 
entsprechend. 

 

(6) Weitergehende oder andere als in diesem § 12 geregelten Ansprüche des Bestellers gegen uns und 
unsere Erfüllungsgehilfen wegen eines Rechtsmangels sind ausgeschlossen. 

 
 

§ 13  

HaŌung 

 

Unsere HaŌung auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere aus 
Unmöglichkeit, mangelhaŌer oder falscher Lieferung, Lieferverzug, sonsƟger Vertragsverletzung, 
Aufwendungsersatz und unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf ein Verschulden 
ankommt, wie folgt eingeschränkt:  

 



 

 

a. Auf Schadensersatz nach den gesetzlichen BesƟmmungen haŌen wir bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit (vorbehaltlich Buchst. b), bei Fehlen zugesicherter EigenschaŌen, 
ausnahmsweiser Übernahme von GaranƟen sowie bei Arglist. 
 

b. In den Fällen grober Fahrlässigkeit durch einfache Erfüllungsgehilfen und nicht leitende 
Mitarbeiter ohne Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht (= Verpflichtung, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Besteller regelmäßig vertraut und vertrauen darf) haŌen wir abweichend 
von Buchst. a) begrenzt auf den Ersatz des vertragstypischen, vorhersehbaren Schadens. 
 

c. Bei einfacher Fahrlässigkeit haŌen wir nur für Schäden aus der Verletzung einer wesentlichen 
Vertragspflicht (gemäß der DefiniƟon in Buchst. b); in diesem Fall ist unsere HaŌung jedoch auf 
den Ersatz des vertragstypischen, vorhersehbaren Schadens begrenzt;  
 

d. Im Übrigen ist unsere HaŌung ausgeschlossen 
 

e. Soweit unsere HaŌung nach Grund oder Höhe ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies 
auch für eine etwaige persönliche HaŌung von Mitarbeitern, gesetzlichen Vertretern und 
Erfüllungsgehilfen.  
 

f. Die gesetzlichen Regelungen zur Beweislast bleiben unberührt. 
 

g. Die vorstehenden Regelungen bzw. HaŌungsbeschränkungen gelten nicht für die HaŌung des 
Verkäufers wegen vorsätzlichen Verhaltens, für garanƟerte Beschaffenheitsmerkmale, wegen 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder nach dem 
ProdukthaŌungsgesetz. Sie gelten auch nicht, wenn wir mit dem Besteller einen Kaufvertrag 
geschlossen haben und zum Ersatz der zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen nach § 439 Abs. 3 BGB verpflichtet sind. 

 

Der Besteller ist verpflichtet, etwaige Schäden im Sinne vorstehender HaŌungsregelungen unverzüglich 
gegenüber uns schriŌlich anzuzeigen oder von uns aufnehmen zu lassen, so dass wir möglichst 
frühzeiƟg informiert werden und eventuell gemeinsam mit dem Besteller noch Schadensminderung 
betreiben können.  

 
 

§ 14 
 Selbstbelieferungsvorbehalt, Höhere Gewalt 

 

Unsere Liefer- bzw. Leistungsverpflichtung steht unter dem Vorbehalt richƟger und rechtzeiƟger 
Selbstbelieferung, es sei denn, die nicht richƟge oder verspätete Selbstbelieferung ist durch uns 
verschuldet. Das fehlende Verschulden müssen wir beweisen. 

 

Höhere Gewalt, Arbeitskämpfe, Unruhen, behördliche Maßnahmen und sonsƟge unvorhersehbare, 
unabwendbare und schwerwiegende Ereignisse befreien die Vertragspartner für die Dauer der 
Störung und im Umfang ihrer Wirkung von den Leistungspflichten. Dies gilt auch, wenn diese  



 

 

Ereignisse zu einem Zeitpunkt eintreten, in dem sich der betroffene Vertragspartner in Verzug 
befindet. Die Vertragspartner sind verpflichtet, im Rahmen des Zumutbaren unverzüglich die 
erforderlichen InformaƟonen zu geben und ihre Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen nach 
Treu und Glauben anzupassen. 

 

§ 15 
 LohnauŌräge 

 

(1) Werden Lohnarbeiten ausgeführt oder Werkstoffe, Halbfabrikate oder Werkzeugvorrichtungen 
oder andere Teile durch den Kunden zur Verfügung gestellt, so sind wir zur Prüfung der zur 
Verfügung gestellten Teile nicht verpflichtet. Die Pflicht zur Prüfung der Eignung für den 
vertragsgemäßen Zweck trifft jedoch den Besteller.  
 

(2) Der Besteller erkennt den üblichen Ausschuss als vereinbart an. In jedem Falle ist Ausschuss bis 
zu 5 % der Gesamtmaterialmenge zulässig und vertragsgemäß.  
 

(3) Sollte der Mangel eines gelieferten Teils oder Werkstoffes (vgl. Ziff. 15 (1)) dazu führen, dass ein 
von uns hergestelltes Teil mangelhaft oder nicht verwendbar ist, so hat der Besteller dennoch den 
vereinbarten Werklohn zu bezahlen. Sollten uns oder Dritten durch die Ungeeignetheit eines 
solchen beigestellten Teils oder Materials Schäden entstehen, so hat diese der Besteller zu tragen 
und uns von evtl. Schadensersatzansprüchen Dritter freizustellen, es sei denn, er hat den Mangel 
nicht zu vertreten 

 

§ 16  

Erfüllungsort, Gerichtsstand und anwendbares Recht, Verbindlichkeit des Vertrages 

 

(1) Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist unser Geschäftssitz Erfüllungsort. 
 

(2) Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Besteller Kaufmann, juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist oder keinen Sitz im Inland hat, bei allen aus 
dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar sich ergebenden Streitigkeiten Löningen. Wir 
sind jedoch auch berechtigt, am Sitz des Bestellers zu klagen. 

 

(3) Für die Rechtsbeziehungen im Zusammenhang mit diesem Vertrag gilt deutsches materielles Recht 
unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über Verträge über den 
internationalen Warenkauf (CISG). 

 

(4) Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in seinen übrigen 
Teilen verbindlich. Das gilt nicht, wenn das Festhalten an dem Vertrag eine unzumutbare Härte für 
einen Vertragspartner darstellen würde. 

 

Stand: Juni 2024     


